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DIE WOCHE IM RATHAUS

Austeilen und
einstecken können

Im Frühling bilden
sich nicht nur in der
Natur die Pärchen.
Auch im Rathaus
fand jetzt eines zu-
einander − und er-
öffnete ein politi-
sches Pingpong-
spiel, das uns bis
zur Wahl begleiten
dürfte: CDU-Frakti-
onschef Bernd Rei-
nert und SPD-Spit-
zenkandidat Mi-
chael Naumann.

Am Mittwoch lud
Reinert zur Presse-
konferenz, um ge-
nüsslich Fehler auf-
zulisten, die Nau-
mann seit seiner
Ausrufung zum
Kandidaten ge-
macht hatte. Unter-
schiedlicher könn-
ten Gegenspieler kaum sein:
Hier der gemütliche, aber po-
litisch sattelfeste Bergedorfer,
der plattdeutsch spricht und
VW-Lupo fährt. Und dort der
Ex-Staatsminister, der in ei-
ner Elbvilla wohnt, eine Yacht
in den USA liegen hat, sich als
Weltbürger bezeichnen lässt −
aber noch nicht allzu viel über
Hamburger Politik weiß.

So sagte Naumann bei sei-
ner Vorstellung, in Hamburg
lebten „140 000 Menschen mit
Migrantenhintergrund“. Ab-
gesehen davon, dass es „Mi-
grationshintergrund“ heißt,
lag Naumann auch mit der
Zahl weit daneben. Denn es
sind mehr als 460 000 Ham-
burger, die selbst oder deren
Vater oder Mutter ausländi-
scher Herkunft sind. Auch mit
der Zahl der Arbeitslosen − er
sprach von 100 000 − nahm es
Naumann nicht so genau: In
Wahrheit sind 86 000 Ham-
burger arbeitslos gemeldet.

Auf Reinerts Häme konterte
Naumann: Zu SPD-Zeiten ha-
be die Arbeitslosigkeit jeden-
falls mit 68 000 niedriger gele-
gen. Reinert reagierte prompt:
Vielleicht sei Naumann be-
kannt, dass ein gewisser Ger-
hard Schröder Arbeitslosen-
und Sozialhilfe zusammenge-
legt habe. 30 000 Sozialhilfe-
empfänger müssten daher bei
einem Vergleich zu den 68 000
hinzugezählt werden.

Unglücklich argumentierte
Naumann, als er gegen die Bü-
rokratie wettern wollte. In
Hamburg sei es schwieriger,
einen Carport zu bauen als zu
heiraten, befand er. Fakt ist:
Der Bau von Carports ist in
Hamburg genehmigungsfrei.

Beim Thema Elbphilharmo-
nie setzte sich Naumann dop-
pelt in die Nesseln. Bevor man
diese baue, solle man prüfen,
ob die Akustik der Laeiszhalle
ausreiche, schließlich sei dort
„seit Brahms’ Zeiten fabelhaf-
te Musik gemacht“ worden.
Damit widersprach er nicht
nur dem Beschluss der SPD-
Fraktion. Er vertat sich auch
in der Hamburger Geschichte
− was sogar Lehrer Reinert
entging. Denn zu Johannes
Brahms’ Zeiten wurde in der
Musikhalle ganz sicher keine
Musik gemacht − weder fabel-
hafte noch sonst irgendwel-
che. Das Gebäude wurde näm-
lich erst 1908 eröffnet, da war
der gute Brahms schon elf
Jahre tot. Bei der SPD gab man
sich angesichts des Gelästers
von Reinert und Co. gelassen:
„Die Nervosität der CDU zeigt,
dass der Finger in die Wunde

gelegt wurde“, so
ihr Sprecher.
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Freilich konnte
CDU-Fraktionschef
Bernd Reinert zu-
letzt nicht nur aus-
teilen, er musste
auch einstecken. So
wirkte der Pfeifen-
raucher einigerma-
ßen zerknirscht, als
er am Montag mit
Ole von Beust vor
die Presse trat und
mitteilte, dass die
Fraktion bei einem
der Volksbegehren
klein beigebe: Man
werde Unterschrif-

tensammlungen
auf der Straße wie-
der zulassen. Hart

blieben Reinert und Beust
beim zweiten Begehren, nach
dem Volksentscheide verbind-
licher werden sollen − und
nicht mehr, wie vom CDU-Se-
nat häufiger praktiziert, igno-
riert werden dürfen.

Durch einen Trick hatte der
Senat erreicht, dass der Volks-
entscheid darüber nicht mit
der Bürgerschaftswahl zu-
sammenfällt, sondern im
Herbst abgehalten wird. So er-
hofft sich von Beust, dass das
Vorhaben an einer zu gerin-
gen Beteiligung scheitert.

Bei den Initiatoren von
„Mehr Demokratie“ gab man
sich empört − und kündigte an,
notfalls eine neue Volksinitia-
tive zu starten. SPD und GAL
dagegen sind nicht unglück-
lich über den Volksentscheid
kurz vor der Wahl: Sie wollen
den „mangelnden Respekt der
CDU vor dem Willen der Bür-
ger“ zum zentralen Wahl-
kampfthema machen.
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Einen kleinen Rekord hat Ex-
Justizsenator und Parteigrün-
der Roger Kusch (Heimat-
Hamburg) aufgestellt. Der
einstige Freund und heutige
politische Gegner Ole von
Beusts zeigt nicht nur mit Pla-
katen zu Sterbehilfe-Vorträ-
gen in Altenheimen Präsenz in
der Stadt. Er verschickt auch
unentwegt Pressemitteilun-
gen. Die vom Donnerstag ge-
riet verwirrend. Denn darin
gelang es Kusch, einen der be-
deutendsten deutschen Dich-
ter innerhalb von zwei Zeilen
zweimal unterschiedlich, aber
nie ganz richtig zu schreiben.
„Berthold Brecht im Bundes-
tag“, überschrieb der Jurist,
der zum Thema „Vollrausch“
promovierte, die Meldung, die
so begann: „Bertold Brecht
hat gesagt, wenn die Regie-
rung mit dem Volk unzufrie-
den sei, müsse sie sich eben
ein anderes suchen.“

Ganz gleich, ob man sich
nun ein neues Volk oder eine
neue Regierung oder womög-
lich beides und dazu noch eine
neue Opposition wünscht, eins
ist sicher: Dieser Brecht, den
Kusch zitiert, der schrieb sich
selbst nicht Berthold (wenn-
gleich er als Eugen Berthold
Friedrich geboren wurde) und
schon gar nicht Bertold, son-
dern Bertolt. Und er hat, lange
vor der Pisastudie, noch ande-
re schlaue Sätze gesagt. Etwa:
„Ich rate, lieber mehr zu kön-
nen, als man macht, als mehr
zu machen, als man kann.“

Jens
Meyer-Wellmann

Ungleiches
Duell: Lupo-
Fahrer Reinert
(CDU) lästerte
über Yacht-
Besitzer Nau-
mann (SPD).

Bau der Y-Trasse: Länder erhöhen den Druck auf Berlin
Im Streit um die sogenannte Y-
Trasse zwischen der Bahnstrecke
Hamburg−Bremen und Hannover
erhöhen die Länder den Druck
auf das Bundesverkehrsministe-
rium. Bezogen auf Nachbarlän-
der wie Niedersachsen und
Schleswig-Holstein sagte Bause-
nator Axel Gedaschko (CDU) dem
Abendblatt: „Wir lassen uns nicht
auseinanderdividieren, der Aus-
bau betrifft ganz Norddeutsch-

land.“ Anders als zunächst be-
richtet, ist es der Bund (und nicht
die Bahn), der das
1,3 Milliarden teure Projekt nur
noch als „mittelfristig zurückge-
stelltes Vorhaben“ definiert und
nicht mehr wie ursprünglich als
„vordringlichen Bedarf“.

Zwar kündigte ein Sprecher
des Bundesverkehrsministe-
riums gegenüber der „Hannover-
schen Allgemeinen Zeitung“ jetzt

an, dass der Streckenausbau
„hochgestuft“ werden solle, Se-
nator Gedaschko bleibt aber
skeptisch, zumal es in dem State-
ment aus Berlin auch nur heißt,
dass der Ausbau mit der Hochstu-
fung „wahrscheinlicher“ werden
solle. „Es ist deutlich, dass der
Ausbau auf wackeligen Füßen
steht“, so Gedaschko. Zugleich
unterstrich er noch einmal die
enorme Bedeutung des Projekts

für Hamburg, die bremischen Hä-
fen und den Tiefwasserhafen Wil-
helmshaven. Gedaschko erinner-
te daran, dass Bundesverkehrs-
minister Wolfgang Tiefensee das
Projekt noch vor Kurzem als „ex-
trem wichtig“ bezeichnet hatte.

Der Sprecher der Deutschen
Bahn für die Region Nord-
deutschland, Hans-Jürgen
Frohns, bestätigte dem Abend-
blatt noch einmal, dass die Bahn

nach wie vor zu dem Ausbau der
Y-Trasse stehe. „Wir wollen diese
Realisierung“, so Frohns, „die
Rückstellung kommt vom Bund.“

CDU-Fraktionschef Bernd Rei-
nert kündigte an, dass die Frakti-
on einen Antrag vorbereite, in
dem der Senat aufgefordert wird,
rasch in Berlin vorstellig zu wer-
den. Entsprechende Anträge
würden auch in den Nachbarlän-
dern vorbereitet. (schmoo)

GÜTESIEGEL STADT ZEICHNET HAMBURGER UNTERNEHMEN AUS

Firma und Familie − so geht’s
„Bei uns sind Kinder
keine berufliche
Endstation“, sagt
etwa Uwe Prieß, Vor-
standsvorsitzender
der PPI AG, die Eltern
entgegenkommt − wie
auch andere Betriebe.

Tanja Gerlach
Vanessa Kloth

Morgens, halb zehn in Hamburg:
Freundlich grüßt Heiko Dörr (38)
auf der Straße den Nachbarn, der
zur Arbeit hetzt. Setzt sich mit
Tochter Nina (2) an den Rand des
Sandkastens auf einem Spielplatz
und „backt“ mit ihr Sandtört-
chen. Seine Frau Katharina Blen-
cke-Dörr (40) ist schon bei der Ar-
beit. Das Hamburger Ehepaar
teilt sich die Kindererziehung.
Der Papa arbeitet von montags
bis mittwochs, Mama donners-
tags und freitags.

Unterstützt werden Heiko Dörr
und seine Frau von ihrem ge-
meinsamen Arbeitgeber. Die
Buchhandlung Kurt Heymann
GmbH achtet schon seit Jahren
darauf, den Familien innerhalb
des Unternehmens entgegenzu-
kommen. Und damit stehen sie
nicht allein: Immer mehr kleine
und mittlere Firmen versuchen,
eine familienfreundliche Arbeits-
welt zu schaffen − einige von ih-
nen mit Auszeichnung: Die Ham-
burger Allianz für Familien, ein
Zusammenschluss von Senat,
Handelskammer und Hand-
werkskammer, vergab am Frei-
tag erstmalig das Familiengüte-
siegel an die Buchhandlung Kurt
Heymann Buchzentrum GmbH,
das IT-Unternehmen PPI Finan-
cial Systems GmbH und an
das Gebäudereinigungsunter-
nehmen Josef Katzer. Bei der
Firma Katzer werden besonders
die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf in der Schichtplanung
berücksichtigt. „Dabei gehen wir
sehr stark auf die individuellen
Familiensituationen ein. Das ist
uns ein wichtiges Anliegen“, sagt
Josef Katzer.

Und Uwe Prieß (46), Vorstands-
vorsitzender der PPI AG, ergänzt:
„Das hat aber nicht nur was mit
Nächstenliebe zu tun. Je mehr
wir unseren Mitarbeitern entge-
genkommen, desto glücklicher
sind sie und umso effizienter ar-
beiten sie.“ 15 Mütter nutzen das

Die kleine Nina
(2) kann lachen.
Ihr Papa ist
Werbeleiter,
beide profitieren
von der famili-
enfreundlichen
Arbeitszeit. „Ich
bin kein Vater,
der nur das
Geld nach Hau-
se bringt und
sein Kind dabei
nur selten se-
hen kann. Dank
dieses Modells
kann ich an der
Entwicklung
von Nina teilha-
ben.“
FOTOS: WALLOCHA

Heike und
Christian Hey-
mann von der
Buchhandlung
Heymann be-
kommen von
Hamburgs Zwei-
ter Bürgermeis-
terin Birgit
Schnieber-Jas-
tram (l.) das ers-
te Hamburger
Familiensiegel
überreicht.

Andrea Hintz-
Meyer hat allen
Grund zur Freu-
de: Sie arbeitet
als Filialleiterin
in einem „aus-
gezeichneten“
Unternehmen.
Dank der flexib-
len Arbeitszei-
ten hat sie da-
bei noch genug
Zeit für Töchter-
chen Amelie (5).

Angebot des Unternehmens: Sie
haben ihre wöchentliche Stun-
denzahl reduziert, wenden sich
bei Problemen an die interne Fa-
milienbeauftragte oder konsul-
tieren kostenlos einen Berater
des Hamburger Familienser-
vices. Derzeit denkt Prieß über
eine firmeneigene Kita nach. „Bei
uns sind Kinder keine berufliche
Endstation“, sagt er.

Darüber freute sich am Freitag
auch Hamburgs Zweite Bürger-
meisterin Birgit Schnieber-Jast-
ram: „Hamburg wird für Fami-
lien immer attraktiver.“ Eine
familienfreundliche Personalpo-
litik wie in diesen drei Firmen
leiste dazu einen großen Beitrag:
„Das wollen wir mit dem Fami-
liensiegel honorieren.“ Kleinere
und mittelständische Unterneh-

men mit bis zu 250 Mitarbeitern,
die sich ebenfalls für das Fami-
liensiegel bewerben wollen, kön-
nen sich bei der Geschäftsstelle
der Hamburger Allianz für Fami-
lien unter * 428 63 24 50 oder
per E-Mail (familiensiegel@
hamburg.de) melden. Informati-
onen gibt’s zudem im Inter-
net unter www.familiensiegel.
hamburg.de

Können die im
Rathaus nicht

rechnen?

Kostenexplosion bei U 4, Elb-
philharmonie und Umge-
hungsbahn Finkenwerder −
können die im Rathaus nicht
rechnen? Das fragt Karl Gün-
ther Barth (Hamburger
Abendblatt) in der Presserun-
de am Sonntagabend ab 21.45
Uhr (Hamburg 1) seine Gäste.
Es diskutieren Uwe Bahnsen,
Autor und politischer Korre-
spondent der „Welt“. Er
glaubt: „Man muss dem Staat
auf die Finger sehen, aber es
gibt auch unausweichliche
Gründe für Kostensteige-
rung.“ Wolfgang Kresse, Res-
sortleiter Wirtschaft und Lan-
despolitik bei NDR 90,3,
meint: „Die können schon
rechnen im Rathaus, aber sie
wollen nicht, und das freut die
Baulöwen.“ Sven Kummerein-
cke, stellvertretender Lokal-
chef Hamburger Abendblatt,
sagt: „Die Stadt kann rechnen,
manchmal will sie aber nicht.“
Und Frank Reschreiter, Re-
dakteur der „Hamburger Mor-
genpost“, sagt: „Es besteht der
Verdacht, dass Prestigepro-
jekte wie die U 4 schöngerech-
net werden.“ (rek)

Enquete-Bericht
zum idealen
Schulsystem

Der Vorsitzende der Enquete-
Kommission zur Bildungssi-
tuation in Hamburg, der lang-
jährige sächsische Kultusmi-
nister Mathias Rößler, hat am
Freitag den 109 Seiten starken
Abschlussbericht symbolisch
an Bürgerschaftspräsident
Berndt Röder (CDU) überge-
ben. Ein Jahr lang hatte die
von der Bürgerschaft einge-
setzte, fraktionsübergreifende
Kommission getagt. Neben
den 22 Kommissionsmitglie-
dern waren 18 Bildungsfor-
scher und Experten in insge-
samt elf Sitzungen der Frage
nachgegangen, wie das ideale
Schulsystem für Hamburg
aussehen könne. Zu den Zie-
len gehörte die Verbesserung
der Qualität von Schule und
die Überprüfung der Bil-
dungsfinanzierung. Der Be-
richt enthält rund 200 Emp-
fehlungen zu möglichen Kon-
sequenzen der Pisa-Studie für
Hamburg. Die Umwandlung
des hamburgischen Schulsys-
tems zu einem „Zwei-Säulen-
Modell“ basiert ebenfalls auf
Ergebnissen der Kommis-
sionssitzungen. Die Studie und
weitere Dokumente und Pro-
tokolle können ab sofort auf
der Homepage der Bürger-
schaft unter www.hamburgi-
sche-buergerschaft.de einge-
sehen werden. (schmoo)

L e s e r b r i e f e

An das Hamburger Abendblatt,
Brieffach 2110, 20350 Hamburg

E-Mail: briefe@abendblatt.de

Unabhängige Prüfung
„Zuschuss für die U 4: Bund stellt
Bedingungen“, Hamburger Abend-
blatt, 28. März
Eine unabhängige Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft sollte un-
verzüglich damit beauftragt wer-
den herauszufinden, warum öf-
fentliche Bauaufträge in schöner
Regelmäßigkeit erheblich teurer
werden als geplant, warum keine
Festpreise vereinbart werden
wie bei privaten Bauaufträgen
und warum die nachträglichen
Preiserhöhungen von der Baube-
hörde so einfach durchgewinkt
werden. Hier kommt langsam tie-
fes Misstrauen auf.

Nikolai Lemieszek, Hamburg

Zu viele Ausgaben
Dass der Bund Bedingungen für

schon viel zu viele Ausgaben für
Prestigeobjekte.

Christiane Röhling, per E-Mail

Fahrerlaubnis entziehen
„Autofahrerin mit Axt bedroht“,
Hamburger Abendblatt, 29.3.
Aus welchem Grund hat die ver-
antwortliche Behörde die Fahr-
erlaubnis noch nicht eingezogen?
Ein ständiger Gast in Haftanstal-
ten in Verbindung mit der be-
kannten Gewaltbereitschaft soll-
te keine Fahrerlaubnis mehr be-
sitzen. Helmut Hofmann, per E-Mail

Glückwunsch
„Einmal noch die Blumen blühen
sehen . . . “, HA, 29. März
Glückwunsch an die Autorin für
diesen gefühlvollen, aber nicht
überzogenen Bericht. Das Beste,

was ich in Ihrer Zeitung seit Lan-
gem gelesen habe. Hut ab.

Joachim Blümel, per E-Mail

den Zuschuss stellt, ist vollkom-
men richtig.

Warum verhalten sich Bürger-
schaft und Senat nicht so, wie
sich jeder vernünftige Mensch
verhalten würde, wenn eine An-
schaffung zu teuer ist: Man ver-
zichtet und wählt eine kosten-
günstigere Variante. Die Bahn auf
Stelzen oder Busse. Hamburg hat

Diese Zuschriften geben die Meinung der Einsender wieder. Kürzungen vorbehalten.
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